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Gemeinde Stötten am Auerberg Landkreis Ostallgäu
vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 3 „Am Alten Sportplatz – V-Mini“

S a t z u n g  d e r  G e m e i n d e  S t ö t t e n  a m  A u e r b e r g
f ü r  d e n  v o r h a b e n b e z o g e n e n  B e b a u u n g s p l a n  N r.  3  
„ A m  A l t e n  S p o r t p l a t z  –  V- M i n i “
g e m ä ß  §  1 2  B a u G B ,  m i t  i n t e g r i e r t e r  G r ü n o r d n u n g

Aufgrund 
 der §§ 2 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB), 
 des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO), 
 der Bayerischen Bauordnung (BayBO),
 der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO),
 der 5. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenverordnung – PlanZV),
 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG),
 des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG),

in der jeweils gültigen Fassung erlässt die Gemeinde Stötten am Auerberg folgende Satzung:

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich  

1.1  Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt östlich der B 16 und nördlich der Oberdorfer Straße / 
OAL 3 im südlichen Anschluss an das Gewerbegebiet „Am Alten Sportplatz“. Es umfasst die Grundstücke 
bzw. Teilflächen der Grundstücke mit den Fl.-Nrn. 753 (TF), 753/1, 753/8 und 748/1 (B16, TF), Gemar-
kung Stötten am Auerberg. Das Plangebiet weist eine Größe von ca. 0,69 ha auf.
Genaue Größe und Lage sind der Bebauungsplanzeichnung zu entnehmen.

§ 2 Bestandteile der Satzung  

2.1  Die Satzung besteht aus den nachstehenden Vorschriften und der Bebauungsplanzeichnung mit Zeichener-
klärung und Festsetzungen durch Planzeichen nach Planzeichenverordnung (PlanZV), jeweils in der Fassung 
vom 16.10.2024. Der Satzung ist eine Begründung in der selben Fassung beigefügt.

2.2  Der Vorhaben- und Erschließungsplan zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist nach § 12 Abs. 2 BauGB
Bestandteil der Satzung.

§ 3 Art der baulichen Nutzung  

3.1  Das Bauland im Plangebiet wird als Sondergebiet  Einzelhandel gemäß § 12 Abs. 1 und Abs. 3a BauGB so-
wie nach § 11 BauNVO festgesetzt. 

3.2  Es sind nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsver-
trag verpflichtet.

3.2.1  Zulässig ist ein Einzelhandelsbetrieb / Verbrauchermarkt mit untergeordneten, sonstigen Verkaufsbetrieben 
(z.B. Getränkemarkt, Bäckerei, Metzgerei). Diese Nutzungen dürfen unter Hinweis auf § 1 Abs. 5 BauNVO 
bis zu einer Bruttoverkaufsfläche von insgesamt maximal 1.200,00 m² errichtet werden.

3.2.2  Die Sortimentliste wird eingeschränkt: (folgt zum Entwurf)

3.2.3  Als Nebenanlagen sind zulässig: 
Außenlager- bzw. Freiverkaufsflächen bis 20 m², Rampe für die Anlieferung, erforderliche Stellplätze, Werbe-
anlagen am Gebäude mit insgesamt max. 20 m² Ansichtsfläche, Einhausung für Abfallbehältnisse, Einkaufs-
wagenunterstellflächen, ein Kontur-Lichttransparent in einer max. Größe von 7,5 m Breite und 1,30 m Höhe,
ein Werbepylon mit max. Höhe von 3,0 m und max. 0,8 m Breite, bis zu 3 Fahnenmasten mit je max. 8 m 
Höhe und max. 1,50 m Ausleger.

3.2.4  Wohnnutzung sowie Vergnügungsstätten sind unzulässig.

3.3  Im Obergeschoss sind nur Nutzungen für Büro- und Verwaltung sowie sportliche, kulturelle, soziale und ge-
sundheitliche Zwecke zulässig.

§ 4 Maß der baulichen Nutzung  

4.1  Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die maximale Grundflächenzahl (GRZ) und durch die Zahl der 
zulässigen Vollgeschosse sowie die maximale Gebäudehöhe bestimmt. Die Angaben sind auch in der Plan-
zeichnung bzw. in § 8 dieser Satzung enthalten. 

4.1.1  Die Regelungen des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO dürfen angewandt werden.
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4.2  Die vorgenannten städtebaulichen Werte gelten als Obergrenzen. Die verbindlichen Maße ergeben sich aus 
dem Vorhaben- und Erschließungsplan (§ 12 Abs. 3a BauGB).

§ 5 Bauweise / Stellung der Gebäude   

5.1  Es gilt die abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO). Es ist eine Gesamtgebäudelänge von bis zu 75m
zulässig.

5.2  Die überbaubare Fläche wird durch Baugrenzen bestimmt. 

§ 6 Stellplätze und Nebengebäude  

6.1  Nebengebäude und Nebenanlagen dürfen innerhalb der durch Baugrenzen bestimmten überbaubaren Flä-
chen errichtet werden; Stellplätze (ggf. mit Überdachung) auch außerhalb, jedoch nicht in den festgesetzten 
Grünflächen. Die Verkehrsübersicht darf nicht eingeschränkt werden. 

6.2  Für die Berechnung der Anzahl der Garagen und Stellplätze gilt die Verordnung über den Bau und Betrieb 
von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV) in der jeweils aktuellen Fassung.

6.3  Stellplätze dürfen überdacht werden, sofern die Überdachung mit Solarenergieanlagen oder Dachbegrünung
ausgeführt werden. Zudem sind anstelle von Stellplätzen als Nebenanlagen außerhalb der Baugrenze auch 
Einkaufswagensammelstellen zulässig.

§ 7 Grünordnung  

7.1  Die nicht überbauten Flächen des Baugebietes sind mit Ausnahme der für den Betriebsablauf benötigten Flä-
chen zu begrünen. Die nicht bepflanzten Grünflächen sind mit Landschaftsrasen (Regelsaatgutmischung RSM
8.1 Biotopflächen, artenreiches Extensivgrünland - Regiosaatgut) zu begrünen.
Steingärten und foliengedeckte Flächen stellen keine grünordnerische Gestaltung dar; sie sind daher unzu-
lässig.

7.2  Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern: Je 400 m² durch Gebäude oder Nebenanlagen neu überbauter 
Grundstücksfläche sind mindestens ein Laubbaum oder 20 Sträucher nach Artenliste (siehe Ziffer 7) anzu-
pflanzen. Es gelten die Mindestqualitäten und Arten gemäß dieser Pflanzlisten. Es wird empfohlen, nur her-
kunftsgesichertes Pflanzmaterial zu verwenden.

7.3  Es besteht eine Pflanzbindung für Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB an den durch Planzei-
chen festgesetzten Standorten. Sämtliche Pflanzungen sind vom Grundstückseigentümer im Wuchs zu för-
dern, zu pflegen und vor Zerstörung zu schützen. Ausgefallene Pflanzen sind umgehend zu ersetzen. Eine ge-
ringfügige Abweichung vom eingezeichneten Standort ist erlaubt.
Hinweis: Der Pflanzabstand zu den Nachbargrundstücken richtet sich nach den Artikeln 47 - 50 AGBGB.

7.4  Feuerwehrumfahrten dürfen nicht versiegelt werden, sondern sind als Schotterrasen, mit Rasenpflastersteinen 
o. dgl., auszubilden.

7.5  Fensterlose und ungegliederte Fassadenbereiche (mehr als 5 Laufmeter) sind flächig zu begrünen. Für Rank- 
und Schlingpflanzen sind Kletterhilfen anzubringen.

7.6  Mindestens 60% der Flach- und Pultdachflächen des Hauptgebäudes sind zu begrünen. Für extensive Begrü-
nung sind mindestens 8 cm Substrat aufzubringen.

7.7  Die Anpflanzung der privaten Grünflächen hat spätestens ein Jahr nach Baubeginnanzeige zu erfolgen. Dem
Baugesuch ist ein Freiflächengestaltungsplan mit Bepflanzungsdarstellung beizufügen.

7.8  Für die Bepflanzung sind folgende Qualitäten mindestens einzuhalten:

Pflanzgüte für Bäume: 
Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Ballen, Hochstamm
Pflanzgüte für Sträucher: 2 x verpflanzt, mit Ballen, 3-5 Triebe, Höhe 60–100 cm. 
Die mit „*“ gekennzeichneten Arten unterliegen dem Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG).
Für die Begrünung ist aus den nachfolgenden Artenlisten auszuwählen: 

(1) Bäume, 1. Wuchsklasse StU 14-16 cm, Hochstamm
Acer platanoides Spitz-Ahorn*
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn*
Betula pendula Weiß-Birke*
Fagus sylvatica Rot-Buche*
Quercus robur Stiel-Eiche*
Tilia cordata Winter-Linde*
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Tilia platyphyllos Sommer-Linde*

(2) Bäume, 2. Wuchsklasse StU 12-14 cm
Acer campestre Feld-Ahorn
Carpinus betulus Hain-Buche*
Prunus avium Vogel-Kirsche*
Prunus mahaleb Steinweichsel
Prunus padus Trauben-Kirsche
Sorbus aria Mehlbeere
Sorbus aucuparia Vogelbeere

(3) Sträucher
Berberis vulgare Berberitze
Cornus mas Cornus mas
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Corylus avellana Haselnuss
Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster
Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche
Prunus mahaleb Steinweichsel
Prunus spinosa Schlehe
Rhamnus catharticus Kreuzdorn
Rosa canina Wildrose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Sambucus racemosa Roter Holunder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

Artenliste Obstbäume, empfohlene heimische Obstsorten:
Mindestpflanzgröße: Hochstamm oder Halbstamm, 3x verpflanzt, Stammumfang 12-14 cm
Apfel: Weißer Klarapfel, James Grieve, Gewürzluiken, Berner Rosenapfel, Brettacher, Kaiser Wilhelm, 
Maunzenapfel, Jakob Fischer, Boskoop, Schöner von Herrenhut, Öhringer Blutstreifling, Danziger Kantap-
fel, Berlepsch, Wettringer Traubenapfel
Birne: Deutsche und Schweizer Wasserbirne, Gute Graue, Oberösterreichische Weinbirne, Grüne Jagd-
birne, Gute Julibirne, Stuttgarter Geishirtel, Alexander Lukas, Gellerts Butterbirne
Zwetschge: Hauszwetschge, Hengstpflaume, Wangenheimer Frühzwetschge
Fassadenbegrünung:
Clematis vitalba (gemeine Waldrebe), Hedera helix (Efeu), Parthenocissus quinquefolia (Mauerwein)

Aus naturschutzfachlichen Gründen sind fremdländische Gehölze sowie rot- und gelblaubige bzw. blaunade-
lige Gehölze innerhalb des Plangebietes ausgeschlossen.

§ 8 Eingriff und Ausgleich  

folgt zum Entwurf (Schematische Gliederungen)
8.1  Eingriffsbilanzierung

8.2  Ausgleich und Kompensation

8.3  Monitoring (§ 4c BauGB)

§ 9 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen / Gestaltung der Gebäude   
(§     9 Abs.     4 BauGB und Art.     81 BayBO)  

9.1  Für das Sondergebiet werden nachfolgende Bestimmungen getroffen.

Bauweise Max. Vollgeschosse GH max. Dachneigung und -form

SO-Einzelhandel a II 10,5 m SD: 12° - 24°, PD: 6° - 15 °, FD: ≤ 6°

Erklärungen:
II = maximal zwei Vollgeschosse
SD = Satteldach, PD = Pultdach, FD = Flachdach
GH = Gebäudehöhe; gemessen als senkrechte Entfernung von der definierten Oberkante Fertigfußbo-
den im Erdgeschoss (OK FFB EG) von (folgt im Entwurf) ___,__ m üNN bis Oberkante Dachfirst bzw. 
Dachhaut (ohne Dachbegrünung) an der höchsten Stelle des Gebäudes.
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9.2  Es sind nur flach geneigte Dächer zulässig. Für untergeordnete Bauteile sind auch anderen Dachneigungen 
und -formen zulässig. Bezüglich Solarenergieanlagen gilt die BayBO, siehe Art. 57 Abs. 1 Ziffer 3 und 
Abs. 2 Ziffer 9. 

9.3  Bauliche Gestaltung:
Haupt- und Nebengebäude sind als gestalterische Einheit auszubilden. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der
verwendeten Materialien sowie der Farbgestaltung mit zurückhaltender naturnaher Farbgebung (grau, grün, 
braun). 
Bei der Außengestaltung sind Außenwände nur mit gebrochenem weißen, reseda-grünem oder erdfarbenem,
nicht reflektierenden Anstrich in gedämpfter Farbgebung zulässig. Grelle Farbtöne (außer Weiß) sind unzuläs-
sig. Desgleichen sind Bauten bzw. Bauteile aus Holz oder in Holzfarben erlaubt. 

Die Dacheindeckung hat mit braun-rotem oder anthrazitfarben, nicht reflektierendem Bedachungsmaterial zu
erfolgen. Solaranlagen sind flächig und parallel zur Dachfläche mit maximal 0,20 m Abstand zu gestalten. 

9.4  An der zur OAL 3 gewandten Seite beträgt der Dachüberstand bei Pultdächern mindestens 2 m, an den an-
deren Seiten und bei Satteldächern mindestens 0,60 m.

9.5  Pflanzbeete vor Gebäuden zur Fassadenbegrünung sind zulässig.

9.6  Oberirdische Versorgungsleitungen für Strom, Telekom u. dgl. sind nicht zulässig.

9.7  Auf stärker geneigten Dächern sind Maßnahmen zur Vermeidung von Dachlawinen allseitig vorzunehmen.

§ 10 Einfriedungen / Freiflächengestaltung / Oberflächenwasser  

10.1  Die Höhe der Einfriedungen wird auf maximal 2,10 m begrenzt; der Zaun ist aus Maschendraht oder Stab-
gitter herzustellen. Türen und Tore sind in Material und Bauart auf das Zaunbild abzustimmen. Stacheldraht 
ist nicht zulässig. Die Zäune müssen mindestens abschnittsweise einen Abstand von geringstenfalls 15 cm 
Bodenabstand für Kleintiere einhalten.

10.2  Veränderungen der Geländeoberfläche sind nur insoweit, als dies für die im VEP dargestellten Vorhaben er-
forderlich ist. Im Übrigen sind Geländeveränderungen nur in dem Maße zulässig, als dies für die Herstellung 
einer möglichst ebenen Betriebsfläche oder zur Angleichung an das Niveau der Hinterkante Straße notwen-
dig ist. An den Seitenrändern des Betriebsgrundstücks entstehenden Böschungen sind 1 m vor der seitlichen 
Grundstücksgrenze zum Nachbarn hin auf das natürliche Gelände zu bringen.

10.3  Das Dachflächenwasser des Hauptgebäudes ist aufzufangen und nach Möglichkeit zur Brauchwassernutzung
bereitzustellen.

§ 11 Abstandsflächen  

11.1  Es gelten die Bestimmungen der BayBO (Art. 6) analog zu Gewerbe- und Industriegebieten mit 0,2 H.

§ 12 Immissionsschutz  

12.1  Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche ein Emissionskontingent LEK nach DIN 
45691:2006-12 entsprechend nachfolgender Tabelle aufweisen:

Tabelle: Emissionskontingente LEK nach DIN 45691:

Gebietsteil Fläche in ha LEK in dB(A) / m²

tags nachts

SO-Einzelhandel 0,64 65 50

Die festgesetzten Emissionskontingente gelten für Immissionsorte außerhalb des Geltungsbereichs des Be-
bauungsplans.
Ein Vorhaben, dem eine ganze Teilfläche i zuzuordnen ist, erfüllt die schalltechnischen Festsetzungen des Be-
bauungsplans, wenn der nach DIN ISO 9613-2 zum Zeitpunkt der Genehmigung berechnete Beurteilungs-
pegel Lr,j der vom Vorhaben ausgehenden Geräusche an allen maßgeblichen Immissionsorten j die Bedin-
gung

Lr,j <= LEK,i –  LΔ i,j (dB(A))
erfüllt. Die Berechnung von  LΔ i,j erfolgt nach DIN 45691, Abschnitt 4.5. Mit Vorlage des jeweiligen Bauan-
trags ist unaufgefordert ein Nachweis vorzulegen, aus dem die Einhaltung der o. a. Anforderungen hervor-
geht.
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§ 13 Werbeanlagen  

13.1  Werbeanlagen dürfen durch Größe und Gestaltung nicht aufdringlich wirken und das Orts- und Landschafts-
bild nicht stören, siehe § 33 StVO. Auffallende Leuchtfarben dürfen nur untergeordnet Verwendung finden 
und grundsätzlich nicht auf den Verkehr der B 16 gerichtet sein.

13.2  Werbeanlagen wie z.B. Schriftzüge an den Gebäuden dürfen jeweils max. 1,30 m hoch sein – Ausnahme 
Logos. Logos sind auf dem Dach nicht zulässig.

13.3  Nachtbeleuchtung der Werbeanlagen (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) ist nicht erlaubt. Die Beleuchtung von Ge-
bäuden ist auf das Notwendige zu reduzieren, da sie den Zielen der Energieeinsparung und eines harmoni-
schen Ortsbildes zuwiderläuft sowie die nächtliche Fauna beeinträchtigen kann.

§ 14 Hinweise und Empfehlungen  

14.1  Landwirtschaftliche Emissionen
Die von der Landwirtschaft ausgehenden meist kurzfristigen Geruchs- und Lärmimmissionen sind ortsüblich 
und trotz einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung unvermeidbar und müssen deshalb nach § 906 BGB hin-
genommen werden. Die bei der Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Grünlandflächen 
entstehenden Beeinträchtigungen in Form von Lärm, Staub und Geruch sowie insbesondere der ordnungsge-
mäßen Ausbringung von organischem Dünger, der Weideviehhaltung und der Futterernte sind unvermeidlich 
und müssen geduldet werden.

14.2  Immissionsschutz
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens und auch bei der Planung eines Vorhabens, das vom Genehmi-
gungsverfahren freigestellt ist, ist die Einhaltung der festgelegten Emissionskontingente durch Vorlage einer 
schalltechnischen Untersuchung gemäß Abschnitt 5 der DIN 45691, Dezember 2006, nachzuweisen. Ausge-
nommen davon sind offensichtlich geräuscharme Nutzungen wie Bürogebäude, Wohngebäude etc.
Die DIN-Norm 45691 vom Dezember 2006 ist im Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, erschienen. Sie ist 
beim Deutschen Patent- und Markenamt archivmäßig gesichert hinterlegt.
Die im Bebauungsplan festgesetzten Emissionskontingente dienen dazu, die schalltechnische Verträglichkeit 
der gewerblichen Nutzungen mit den umliegenden schutzbedürftigen Nutzungen zu gewährleisten. Sie stellen
jedoch den Betrieb nicht davon frei - insbesondere bei Immissionsorten auf den benachbarten Grundstücken 
- die Anforderungen der TA Lärm 1998 (Immissionsrichtwerte tags/nachts) einzuhalten.
Die festgesetzten Emissionskontingente für die Nachtzeit bedeuten, dass in der Regel nachts im Freien nicht 
gearbeitet werden darf (z.B. Lkw-Ladearbeiten). Durch eine geeignete Stellung der Baukörper kann eine Ab-
schirmung gegenüber den schutzbedürftigen Nutzungen sichergestellt werden, so dass in geringem Umfang 
nächtliche Aktivitäten im Freien möglich sein werden.

14.3  Verkehrslärm
Es können aufgrund des Verkehrslärms der angrenzenden Bundesstraße B 16 keine Leistungen gegenüber 
der Bauverwaltung geltend gemacht werden.

14.4  Denkmalpflege
Bei der Auffindung frühgeschichtlicher Funde sind die Erdarbeiten einzustellen und das Bayerische Landesamt
für Denkmalpflege, Außenstelle Schwaben der Abteilung Vor- und Frühgeschichte, Klosterberg 8, 86672 
Thierhaupten oder die Untere Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt Ostallgäu unverzüglich zu verstän-
digen. Es wird auf Art 8 Abs. 1-2 BayDSchG hingewiesen.

„Art. 8 Abs. 1 BayDSchG:
Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Lan-
desamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sich auch der Eigentümer und der Besitzer des 
Grundstücks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines 
der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund 
eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.
Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverän-
dert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung
der Arbeiten gestattet.“

14.5  Oberboden
Bei den notwendigen Erdarbeiten ist der Sicherung des Oberbodens besondere Aufmerksamkeit zu schen-
ken. Gemäß § 202 BauGB ist der Oberboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder 
Vergeudung zu schützen.
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14.6  Bodenschutz
Der Anteil der Bodenversiegelung soll auf das Notwendige begrenzt werden. Die ausgewiesenen Grünflä-
chen sollen begrünt werden. Der Oberboden muss gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand erhalten 
und vor Vernichtung oder Vergeudung geschützt werden, siehe auch DIN 18915 „Bodenarbeiten für vegeta-
tionstechnische Zwecke“, DIN 18320 „Grundsätze des Landschaftsbaues“ und DIN 18300 „Erdarbeiten“. 
Die Geländeoberfläche ist weitestgehend zu erhalten.

§ 15 Inkrafttreten  

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 3 „Am Alten Sportplatz – V-Mini“, bestehend aus der Satzung, der 
Bebauungsplanzeichnung und der Begründung, jeweils in der Fassung vom 16.10.2024, tritt mit der Bekannt-
machung in Kraft. 

Stötten am Auerberg, den 

_______________
Michael Neumann, Erster Bürgermeister

Anlagen zur Satzung:
• Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) „V-Mini, Stötten am Auerberg“, erstellt von abtplan – architektur & stadtpla-

nung, Kaufbeuren , i.d.F. vom 16.10.2024

Anlagen zur Begründung:
• Bericht zur Begründung der Flächenauswahl für ein Sondergebiet Einzelhandel in der Gemeinde Stötten am Auer-

berg, Vorabzug i.d.F. vom 02.07.2024
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Gemeinde Stötten am Auerberg Landkreis Ostallgäu
vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 3 „Am Alten Sportplatz – V-Mini“

B e g r ü n d u n g

1. Geltungsbereich  

Der liegt östlich der B 16, nordöstlich der Kreisstraße OAL 3, im südlichen Anschluss an das Gewerbegebiet Am 
Alten Sportplatz. Auf ca. 0,69 ha an Flächen im Westen der Ortslage von Stötten am Auerberg wird für die Er-
richtung eines Gebäudes für einen Selbstbedienungs-Verbrauchermarkt (V-Mini) überplant und eine Anbindung 
an die Kreisstraße OAL 3 vorgesehen. Dies betrifft die Grundstücke bzw. Teilflächen der Grundstücke mit den 
Fl.-Nrn. 753 (TF), 753/1, 753/8 und 748/1 (B16, TF), Gemarkung Stötten am Auerberg.

2. Veranlassung  

Mit der vorhabenbezogenen Erweiterung nördlich des Bebauungsplans Nr. 3 für das Gewerbegebiet Am Alten 
Sportplatz beabsichtigt die Gemeinde, eine eigenständige Grundversorgung im Bereich des Einzelhandels si-
cherzustellen und dadurch nachhaltig die Versorgungsstruktur in Stötten am Auerberg zu verbessern. Städtebau-
liches Ziel ist es insoweit, gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 8a BauGB langfristig eine leicht zu erreichende und breit gefä-
cherte Versorgung der Bevölkerung zu gewährleisten.
Das Gemeindegebiet besitzt, für die Flyschzone typisch, ein stark bewegtes Relief. Auf Grund des Auerbergs und 
der an dessen Hanglagen und den Überschwemmungsbereichen der Geltnach mit den historisch gewachsenen 
Ortsstrukturen sind Nahversorger mit größeren Verkaufsflächen innerhalb der Siedlungslage nicht umsetzbar. 
Gegen die ungesteuerte Errichtung von großflächigem Einzelhandel sprechen landes- und regionalplanerische 
Vorbehalte. Es wird durch einen Vorhabenträger die Errichtung eines Einzelhandelsmarktes beabsichtigt, die an 
dieser Stelle die Versorgung der nahen Region dienen wird. Es wurde ein Antrag auf Erstellung eines vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes gestellt und ein Konzept für das Vorhaben vorgelegt. Daher wird ein vorhabenbe-
zogener Bebauungsplan nach § 12 BauGB aufgestellt und nach § 8 Abs. 3 BauGB parallel dazu die Änderung 
des Flächennutzungsplanes, die die Umwandlung von Gewerbeflächen in eine Sonderbaufläche für den Einzel-
handel vorsieht.

3. Planungsrechtliche Rahmenbedingungen  

3.1 Regionalplan/ Landesentwicklung  

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städte-
bauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Dabei sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 
anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Diese Ziele der Raumordnung sind einerseits dem Landesentwicklungspro-
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gramm – LEP 2023 – und andererseits dem Regionalplan des Planungsverbandes (RP) Allgäu 16 zu entnehmen.
In Teil B des RP Allgäu sind fachliche Ziele und Grundsätze beschrieben, dabei unter Ziffer 2 Sicherung, Schutz 
und Entwicklung von Natur und Landschaft. Diese Bereiche sind als regionalplanerisches Ziel (Z) bestimmt.
Die Planung liegt wie eine Art Insel zwischen zwei im Regionalplan 16 dargestellten landschaftlichen Vorbehalts-
gebieten, nördlich, östlich und südlich grenzt an das Planungsgebiet das Gebiet Nr. 12 „Auerberg“und im Wes-
ten das Gebiet Nr. 14 „Moore der Lechvorberge“an. Die Abgrenzung erfolgt in der vorgenannten Karte 3 durch 
kleine grün gestrichelt dargestellte quadratische Kreuze. Grundsätzlich geht es in Vorbehaltsgebieten um die Er-
haltung charakteristischer Landschaftsbereiche, deren Nutzung, Eigenart, Vielfalt und Struktur für den Naturhaus-
halt, die Landschaftspflege, das Landschaftsbild sowie die Erholungsnutzung. Die natürlichen Grundlagen und 
die landschaftlichen Gegebenheiten zur Erhaltung und Entwicklung der Region als Lebens- und Arbeitsraum für 
die dortige Bevölkerung und den Landschaftsraum als bedeutender Erholungsraum sollen darin gesichert wer-
den. In der Begründung zu den Zielen und Grundsätzen des Regionalplans heißt es:

„Bei der Abwägung mit anderen Nutzungsansprüchen kommt in landschaftlichen Vorbehaltsgebieten den Belangen 
von Naturschutz und Landschaftspflege besonderes Gewicht zu.“

Landschaftliche Vorbehaltsgebiete sind jedoch keine Schutzgebiete im Sinne des Naturschutzrechts und haben 
auch keine vergleichbare Funktion. 
Hinsichtlich der Flächenauswahl und des Gebots der vorrangigen Innenentwicklung hat die Gemeinde ausführ-
lich auf Ebene der Flächennutzungsplanänderung die Gebietsauswahl dargelegt. Die fehlende zentralörtliche 
Funktion und die Lage im allgemeinen ländlichen Raum erlauben es der Gemeinde nicht, den Wunsch der Ge-
meinde nach der Ansiedlung von großflächigem Einzelhandel ohne eine Bauleitplanung zu erfüllen. Der Versor-
gungsbedarf der Einheimischen soll durch dieses Vorhaben gedeckt werden.
Im Rahmen des Verfahrens sind auch die Nachbargemeinden zu beteiligen, um die potentiell über das Gemein-
degebiet hinaus merkbaren wirtschaftlichen Auswirkungen transparent zu erörtern.

3.2 Flächennutzungsplan  

Abbildung 2: Ausschnitt des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Stötten, unmaßstäblich

 Vorentwurf i.d. F. vom 16.10.2024 Seite 9 von 13



Gemeinde Stötten am Auerberg Landkreis Ostallgäu
vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 3 „Am Alten Sportplatz – V-Mini“

Die Gemeinde Stötten am Auerberg verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan (siehe Abbildung 2). 
Dieser sieht bisher für das gegenständliche Plangebiet überwiegend eine gewerbliche Nutzung der Fläche vor. 
Östlich grenzt an das Planungsgebiet eine Mischbaufläche an.
Um das gegenständliche Vorhaben zu realisieren, ist ein Teil des Geltungsbereiches als Sondergebiet „Einzel-
handel“ festzusetzen. Dementsprechend muss auch die Darstellung des Flächennutzungsplanes angepasst wer-
den. Parallel zu diesem Bebauungsplan wird daher gemäß § 8 Abs. 3 BauGB der Flächennutzungsplan geän-
dert. 

4. Lage und Bestand  

4.1 Derzeitige Nutzungsstruktur/ Bestandsaufnahme:  

Die Flächen sind bisher landwirtschaftlich als Grünland genutzt. Im Norden grenzt das Gewerbegebiet „Am Al-
ten Sportplatz“, im Osten ein Mischgebiet, bestehend aus Wohnbaufläche und Industrie- und Gewerbeflächen 
an. Südlich des Plangebiets befindet sich die B 16 an, das Flurstück 754 westlich der Vorhabenfläche ist schon 
mit einem Gebäude bebaut. 

Naturhaushaltliche Belange:
Laut dem Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) des Landkreises Ostallgäu liegt der mit knapp 50 ha groß-
flächigste und bedeutendste Hochmoorkomplex mit Hochmoorresten, regenerierten Torfstichen, Großseggenrie-
den, unterschiedlich starkem Gehölzaufwuchs und randlichen Streuwiesen liegt südwestlich Stötten. Ebenfalls 
landesweite Bedeutung erlangen zwei Flächen nordwestlich Stötten wegen ihrer bedeutsamen Tagfaltervorkom-
men: das Hochmoor im Oberdorfer Moos südlich Burk und die Streuwiesen im „Senkermoos“, „Osterrieder
Moos“ und in den „Kesselwiesen“.Westlich von Stötten liegt das überregional bedeutsame Wiesenbrütergebiet 
„Streuwiesen ca. 1,8 km westlich Stötten am Auerberg“ mit kleinflächigen Nasswiesenresten und Hochstauden-
fluren. Dort wurden bei der landesweiten Wiesenbrüterkartierung 1998 zwei Brutpaare des überregional bedeut-
samen Braunkehlchens erfasst.

Ziele und Maßnahmen im ABSP Ostallgäu für Stötten sind:
1. Erhaltung und Optimierung der Hochmoorkerne im Geltnachtal durch Erstellung und Umsetzung eines Pflege- 
und Entwicklungskonzeptes für das gesamte Schwerpunktgebiet (vgl. Abschn. 3.2.1 und Karte 2.2), insbesondere:
- vorrangige Sicherung des Wasserhaushalts im noch weitgehend intakten Hochmoor südwestlich Stötten
[…]
5. Erhaltung und Optimierung der Streuwiesengebiete und Streu- und Nasswiesenreste (vgl. Abschn. 3.2.1), insbe-
sondere Fortführung bzw. Wiederaufnahme einer extensiven Streunutzung und extensive Beweidung der Nasswiesen, 
ggf. nach vorheriger Entbuschung sowie Schaffung von Verbundstrukturen zwischen den isoliert liegenden Flächen, u.
a. auch zur Sicherung der Vorkommen des Braunkehlchens westlich Stötten 
[...]
6. Sicherung, Erhaltung und Optimierung der in der Jungmoränenlandschaft seltenen Trocken- und Magerstandorte 
durch Umsetzung der unter Abschn. 3.3 formulierten Maßnahmen; vorrangig in folgenden, naturschutzfachlich be-
sonders wertvollen Gebieten: […]
- Kiesgrube bei Stötten-Oberkehlen (8230 B303.2) als Ersatzlebensraum für Trockenstandorte

Es sind im ABSP keine Eintragungen verzeichnet, die Konflikte mit der gegenständlichen Planung vermuten las-
sen.

Im Umgriff von 500 Metern befinden sich einige in der Biotopkartierung Bayern Flachland kartierte Flächen:
Südwestlich der Fläche:

• Teilfläche 4, 5 und 6 des amtlich in der Biotopkartierung Bayern Flachland kartierten Biotop „8230-
0312 Ehemaliger Bahndamm südwestlich Stötten und westlich Steinbach „

• Teilfläche 1 des amtlich in der Biotopkartierung Bayern Flachland kartierten Biotop „8230-0287 Moor-
wiesen westlich Stötten“

• Teilfläche 1 und 2 des amtlich in der Biotopkartierung Bayern Flachland kartierten Biotop „8230-0288 
Waldfreie Hochmoorflächen westlich Stötten“

• Teilfläche 9 des amtlich in der Biotopkartierung Bayern Flachland kartierten Biotop „8230-0284 Moor-
wiesenbrachen nordwestlich Stötten“

• Teilfläche 1 und 2 des amtlich in der Biotopkartierung Bayern Flachland kartierten Biotop „8230-0285 
Streuwiesen nordwestlich Stötten“

• Teilfläche 1 des amtlich in der Biotopkartierung Bayern Flachland kartierten Biotop „8230-0286 Naß-
wiese und Zwischenmoor nordwestlich Stötten“

Es liegen im 500 Meter-Umgriff des Vorhabens mehrere Ökokatasterflächen:
• eine Ausgleichs- und Ersatzfläche mit der ÖFK-Lfd-Nr. 1012157 (nördlich)
• eine Ausgleichs- und Ersatzfläche mit der ÖFK-Lfd-Nr. 134568 (nordöstlich)
• eine Ausgleichs- und Ersatzfläche mit der ÖFK-Lfd-Nr. 134543 (nordöstlich)
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• eine Ausgleichs- und Ersatzfläche mit der ÖFK-Lfd-Nr. 135312 (nordöstlich)
• eine Ausgleichs- und Ersatzfläche mit der ÖFK-Lfd-Nr. 134551 (östlich)
• eine Ausgleichs- und Ersatzfläche mit der ÖFK-Lfd-Nr. 134552 (östlich)
• eine geförderte Ankaufsfläche mit der ÖFK-Lfd-Nr. 1010728 (südlich)

Diese Flächen werden von dem Vorhaben nicht beeinträchtigt.

Relief:
Das Plangebiet steigt von ca. 727 m am Nordwestrand des Plangebietes bis ca. 728 m am Südostrand des 
Plangebietes ab.
Bodenverhältnisse:
Der Boden besteht laut Übersichtsbodenkarte des Umweltatlas Bayern, M 1 : 25.000, aus Gleye, Anmoorgleye 
und Pseudogleye aus Feinsand bis Schluff (See-oder Flusssediment);und ist im Untergrund carbonathaltig.
Die Bodenschätzungsübersichtskarte des Umweltatlas Bayern, M : 25.000, verzeichnet für die Böden im Pla-
nungsgebiet Moorige Böden mit mittleren Wasserverhältnissen.

4.2 Bodendenkmalfunde  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich unmittelbar keine Bau- oder Bodendenkmale.
Südöstlich befinden sich jedoch jeweils in 500 Metern und in einem Kilometer Entfernung zwei Bodendenkmale 
mittelalterlicher Zeitstellung (Burgställe des Mittelalters).

5. Planung  

5.1 Erschließung  

5.1.1 Verkeh  r  

Die Zuwegung erfolgt von Südosten über die bestehende Verkehrsfläche

5.2 Zweckbestimmung/ Art der baulichen Nutzung  

Das Bauland im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird als Sondergebiet gemäß § 11 
BauNVO als SO - Einzelhandel ausgewiesen. Gemäß § 12 Abs. 3 BauGB werden weitere Bestimmungen zur 
Nutzung durch den Einzelhandelsmarkt getroffen.
Die maximale Bruttoverkaufsfläche von 1.200,00 m² (vgl. großflächiger Einzelhandel LEP 5.3.1 (Z)) darf, auch 
inklusive der Bruttoverkaufsflächen der untergeordneten Nutzungen, nicht überschritten werden. Für die 
untergeordneten Betriebe werden sonstige Nutzungen ausgeschlossen, um die Flächen gezielt für die Erfüllung 
der benötigten Versorgung vorzusehen. Insbesondere ist Wohnnutzung ausgeschlossen. Auch 
Vergnügungsstätten sind unzulässig. Dies beinhaltet Spielhallen und Nutzungen, die dem entgeltlichen 
Geschlechtsverkehr dienen. Auch wegen der Lage im touristisch und landschaftlich wertvollen Naturraum sind 
diese als ungeeignet anzusehen und daher auszuschließen. Im Obergeschoss sind nur Nutzungen für Büro- und 
Verwaltung sowie sportliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke zulässig. Die Sortimentliste wird zum 
Entwurf hin eingeschränkt.

5.3 Maß der baulichen Nutzung und bauliche Gestaltung  

Für Park- und Außenflächenbedarfe wird aus Gründen der Flächensparsamkeit gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 
die Überschreitung der GRZ für Stellplätze und deren Zufahrten um bis zu 50 % bis maximal GRZ 0,8 eröffnet. 
Die gestalterischen Festsetzungen dienen dazu, dass die bauliche Nutzung sich in das Orts- und Landschaftsbild 
des Alpenraumes einfügt. Nebengebäude und Nebenanlagen dürfen innerhalb der durch Baugrenzen bestimm-
ten überbaubaren Flächen errichtet werden; Stellplätze (ggf. mit Überdachung) auch außerhalb, jedoch nicht in 
den festgesetzten Grünflächen. Die Verkehrsübersicht darf nicht eingeschränkt werden.
Für die Berechnung der Anzahl der Garagen und Stellplätze gilt die Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV) in der jeweils aktuellen Fassung. Stellplätze 
dürfen überdacht werden, sofern die Überdachung mit Solarenergieanlagen oder Dachbegrünung ausgeführt 
werden. Zudem sind anstelle von Stellplätzen Einkaufswagensammelstellen zulässig.

Flächenbilanz

Das Plangebiet mit ca. 6.900 m² gliedert sich (überschlägig) folgendermaßen auf:
6.400 m² Sondergebiet
250 m² Straßenbegleitgrün
240 m² öffentliche Straßenverkehrsfläche
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6. Grünordnung  

6.1 Natürliche Grundlagen/ Grünkonzept  

Die nicht überbauten Flächen werden derzeit noch landwirtschaftlich als Grünland genutzt. Durch die B16 ge-
hen Emissionen aus, die in Form von Lärm, Abgasen und Staub auf das Plangebiet wirken. Wegen der anthro-
pogenen Prägung in Form des schon vorhandenen Gewerbegebietes ist von einem vorbelasteten Standort aus-
zugehen, dessen Potential als eingeschränkt anzusehen ist.

6.2 Begründung der grünordnerischen Festsetzungen  

In Übereinstimmung mit dem Vorhaben- und Erschließungsplan werden die nicht für Bebauung und die Ver-
kehrsflächen benötigten Bereiche als Grünflächen festgesetzt. An den durch Planzeichen festgesetzten Standor-
ten sind Gehölze anzupflanzen. Die nach der Grünordnung erforderlichen Gehölze können an diesen Standor-
ten nachgewiesen werden. Der Pflanzabstand zu den Nachbargrundstücken richtet sich nach den Artikeln 47 - 
50 AGBGB.
Die Pflanzgebote und die Dachbegrünung sollen die Einbindung in die Landschaft nicht nur optisch, sondern 
auch hinsichtlich der Ökologie verbessern. Grünflächen verbessern den Verdunstungsschutz, die Versickerungs-
leistung und liefern mit Gehölzen mehr ökologische Nischen. Fassadenbegrünung unterstützt das Kleinklima des
Gebäudes, vermeidet die Aufheizung der Fassadenbauteile und unterstützt die Sauerstoffproduktion im Bereich. 
Feuerwehrzufahrten dürfen nicht versiegelt werden, sondern sind als Schotterrasen, mit Rasenpflastersteinen 
o. dgl., auszubilden. Fensterlose und ungegliederte Fassadenbereiche (mehr als 5 Laufmeter) sind flächig zu be-
grünen. Für Rank- und Schlingpflanzen sind Kletterhilfen anzubringen. Mindestens 60% der Flach- und Pultdach-
flächen des Hauptgebäudes sind zu begrünen.

6.3 Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung  

<folgt zum Entwurf>

6.4 Umweltbericht  

<folgt zum Entwurf>

7. Immissionsschutz/ Umweltgestaltung  

7.1 Altlasten/Bodenschutz  

Altlasten:
Laut den vorliegenden Unterlagen liegen keine Hinweise auf Altlasten vor.
Schutzgut Boden:
Die Versiegelung des Bodens ist gering zu halten. Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten 
anfällt, ist entsprechend der Abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsgemäß und schadlos zu 
entsorgen. Hierüber sind Nachweise zu führen und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen.

7.2 Wasserwirtschaft  

Das Plangebiet liegt in dem durch den Regionalplan ausgewiesenem Wasservorranggebiet H 35. 
Es befindet sich in einem Gebiet, welches durch den Einfluss von Wasser geprägt ist und anhand von Mooren, 
Auen, Gleyen und/oder Kolluvien abgegrenzt wird. Nutzungen können hier durch über die Ufer tretende Flüsse 
und Bäche, zeitweise hohen Wasserabfluss in sonst trockenen Tälern oder durch hoch anstehendes Grundwasser
beeinträchtigt werden.
Im Unterschied zu amtlich festgesetzten oder vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten kann bei diesen 
Flächen kein definiertes Risiko (Jährlichkeit des Abflusses) angegeben werden und es gibt keine rechtlichen Vor-
schriften im Sinne des Hochwasserschutzes. Das Plangebiet liegt nahe an bzw. in einem wassersensiblen Bereich.

7.3 Immissionen  

7.3.1 Landwirtschaft  

Von den benachbarten Grünlandflächen können bei der Bewirtschaftung Emissionen ausgehen, wie sie von ei-
ner ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Bewirtschaftung zu erwarten sind. Diese sind unvermeidlich und 
müssen gemäß § 906 BGB hingenommen werden.

7.3.2 Gewerbe und Verkehr  

Der Bereich ist bereits durch die Bundesstraße und die bestehenden Betriebe vorverlärmt.
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7.4 Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallentsorgung  

Für hygienisch einwandfreie Abfallbeseitigung ist durch einen Anschluss an die öffentliche Müllabfuhr des Land-
kreises sichergestellt.

7.5 Energieeffizienz / Umweltschutz  

Die Gemeinde wird Formen der regenerativen Energie befürworten und unterstützen. Dies gilt für eine Solaran-
lage auf dem Dach oder auch in der Fassade und für Blockheizkraftwerke.
Flachdachbegrünungen und die Anlage von schmalen Pflanzbeeten vor Gebäuden für Kletterpflanzen zur Fassa-
denbegrünung beeinflussen positiv die Energie- und Klimavorgaben. 

8. Technische   Infrastruktur, Erschließung  

8.1 Ver- und Entsorgung  

8.1.1 Wasserversorgung  

Die Wasserversorgung einschließlich der Löschwasserbereitstellung über Hydrant erfolgt durch eine Trinkwasser-
versorgungsanlage am Ort. Die Versorgung mit Trinkwasser, das der Trinkwasserverordnung entspricht, ist sicher-
gestellt.

8.1.2 Abwasserbeseitigung  

Die Abwasserbeseitigung ist durch die bestehende Infrastruktur mit Kläranlage sichergestellt. Oberflächenwasser
soll versickert werden.

8.1.3 Stromversorgung  

Die LEW Verteilnetz GmbH wird im Verfahren beteiligt.

8.2 Telekommunikation  

Zum Verfahren wurden die LEW Verteilnetz GmbH, die Deutsche Telekom und die Vodafone Kabel Deutschland 
GmbH am Verfahren beteiligt.
Lagepläne der Deutschen Telekom:

„E-Mail: Planauskunft.Sued@telekom.de, Fax: +49 391 580213737, Telefon: +49 251 788777701
Die Verlegung neuer Telekommunikationslinien zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsinfrastruktur 
im und außerhalb des Plangebiets bleibt einer Prüfung vorbehalten.
Damit eine koordinierte Erschließung des Gebietes erfolgen kann, sind wir auf Informationen über den Ablauf aller 
Maßnahmen angewiesen. Bitte setzen Sie sich deshalb so früh wie möglich, jedoch mindestens 4 Monate vor Baube-
ginn, in Verbindung mit:
Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Süd, PTI 23, Gablinger Straße 2, D-86368 Gersthofen. 
Diese Adresse bitte wir auch für Anschreiben bezüglich Einladungen zu Spartenterminen zu verwenden.“

8.3 Brandschutz  

Die zum Brandschutz erforderlichen Maßnahmen, wie ausreichender Wasserdruck, Hydranten, Zufahrten u. dgl. 
sind in Abstimmung mit der Kreisbrandinspektion des Landkreises Ostallgäu zu veranlassen. 

9. Kartengrundlage  

Es wurde die von der Gemeindeverwaltung zur Verfügung gestellte amtliche digitale Flurkarte verwendet.

Aufgestellt:

Kaufbeuren, Gemeinde Stötten am Auerberg, 

_________________________________________________________________________
Thomas Haag, Michael Neumann,
Stadtplaner & Architekt Erster Bürgermeister
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	2.2 Der Vorhaben- und Erschließungsplan zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist nach § 12 Abs. 2 BauGB Bestandteil der Satzung.

	§ 3 Art der baulichen Nutzung
	3.1 Das Bauland im Plangebiet wird als Sondergebiet Einzelhandel gemäß § 12 Abs. 1 und Abs. 3a BauGB sowie nach § 11 BauNVO festgesetzt.
	3.2 Es sind nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet.
	3.2.1 Zulässig ist ein Einzelhandelsbetrieb / Verbrauchermarkt mit untergeordneten, sonstigen Verkaufsbetrieben (z.B. Getränkemarkt, Bäckerei, Metzgerei). Diese Nutzungen dürfen unter Hinweis auf § 1 Abs. 5 BauNVO bis zu einer Bruttoverkaufsfläche von insgesamt maximal 1.200,00 m² errichtet werden.
	3.2.2 Die Sortimentliste wird eingeschränkt: (folgt zum Entwurf)
	3.2.3 Als Nebenanlagen sind zulässig: Außenlager- bzw. Freiverkaufsflächen bis 20 m², Rampe für die Anlieferung, erforderliche Stellplätze, Werbeanlagen am Gebäude mit insgesamt max. 20 m² Ansichtsfläche, Einhausung für Abfallbehältnisse, Einkaufswagenunterstellflächen, ein Kontur-Lichttransparent in einer max. Größe von 7,5 m Breite und 1,30 m Höhe, ein Werbepylon mit max. Höhe von 3,0 m und max. 0,8 m Breite, bis zu 3 Fahnenmasten mit je max. 8 m Höhe und max. 1,50 m Ausleger.
	3.2.4 Wohnnutzung sowie Vergnügungsstätten sind unzulässig.
	3.3 Im Obergeschoss sind nur Nutzungen für Büro- und Verwaltung sowie sportliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke zulässig.

	§ 4 Maß der baulichen Nutzung
	4.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die maximale Grundflächenzahl (GRZ) und durch die Zahl der zulässigen Vollgeschosse sowie die maximale Gebäudehöhe bestimmt. Die Angaben sind auch in der Planzeichnung bzw. in § 8 dieser Satzung enthalten.
	4.1.1 Die Regelungen des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO dürfen angewandt werden.
	4.2 Die vorgenannten städtebaulichen Werte gelten als Obergrenzen. Die verbindlichen Maße ergeben sich aus dem Vorhaben- und Erschließungsplan (§ 12 Abs. 3a BauGB).

	§ 5 Bauweise / Stellung der Gebäude
	5.1 Es gilt die abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO). Es ist eine Gesamtgebäudelänge von bis zu 75m zulässig.
	5.2 Die überbaubare Fläche wird durch Baugrenzen bestimmt.

	§ 6 Stellplätze und Nebengebäude
	6.1 Nebengebäude und Nebenanlagen dürfen innerhalb der durch Baugrenzen bestimmten überbaubaren Flächen errichtet werden; Stellplätze (ggf. mit Überdachung) auch außerhalb, jedoch nicht in den festgesetzten Grünflächen. Die Verkehrsübersicht darf nicht eingeschränkt werden.
	6.2 Für die Berechnung der Anzahl der Garagen und Stellplätze gilt die Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV) in der jeweils aktuellen Fassung.
	6.3 Stellplätze dürfen überdacht werden, sofern die Überdachung mit Solarenergieanlagen oder Dachbegrünung ausgeführt werden. Zudem sind anstelle von Stellplätzen als Nebenanlagen außerhalb der Baugrenze auch Einkaufswagensammelstellen zulässig.

	§ 7 Grünordnung
	7.1 Die nicht überbauten Flächen des Baugebietes sind mit Ausnahme der für den Betriebsablauf benötigten Flächen zu begrünen. Die nicht bepflanzten Grünflächen sind mit Landschaftsrasen (Regelsaatgutmischung RSM 8.1 Biotopflächen, artenreiches Extensivgrünland - Regiosaatgut) zu begrünen. Steingärten und foliengedeckte Flächen stellen keine grünordnerische Gestaltung dar; sie sind daher unzulässig.
	7.2 Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern: Je 400 m² durch Gebäude oder Nebenanlagen neu überbauter Grundstücksfläche sind mindestens ein Laubbaum oder 20 Sträucher nach Artenliste (siehe Ziffer 7) anzupflanzen. Es gelten die Mindestqualitäten und Arten gemäß dieser Pflanzlisten. Es wird empfohlen, nur herkunftsgesichertes Pflanzmaterial zu verwenden.
	7.3 Es besteht eine Pflanzbindung für Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB an den durch Planzeichen festgesetzten Standorten. Sämtliche Pflanzungen sind vom Grundstückseigentümer im Wuchs zu fördern, zu pflegen und vor Zerstörung zu schützen. Ausgefallene Pflanzen sind umgehend zu ersetzen. Eine geringfügige Abweichung vom eingezeichneten Standort ist erlaubt. Hinweis: Der Pflanzabstand zu den Nachbargrundstücken richtet sich nach den Artikeln 47 - 50 AGBGB.
	7.4 Feuerwehrumfahrten dürfen nicht versiegelt werden, sondern sind als Schotterrasen, mit Rasenpflastersteinen o. dgl., auszubilden.
	7.5 Fensterlose und ungegliederte Fassadenbereiche (mehr als 5 Laufmeter) sind flächig zu begrünen. Für Rank- und Schlingpflanzen sind Kletterhilfen anzubringen.
	7.6 Mindestens 60% der Flach- und Pultdachflächen des Hauptgebäudes sind zu begrünen. Für extensive Begrünung sind mindestens 8 cm Substrat aufzubringen.
	7.7 Die Anpflanzung der privaten Grünflächen hat spätestens ein Jahr nach Baubeginnanzeige zu erfolgen. Dem Baugesuch ist ein Freiflächengestaltungsplan mit Bepflanzungsdarstellung beizufügen.
	7.8 Für die Bepflanzung sind folgende Qualitäten mindestens einzuhalten:

	§ 8 Eingriff und Ausgleich
	8.1 Eingriffsbilanzierung
	8.2 Ausgleich und Kompensation
	8.3 Monitoring (§ 4c BauGB)

	§ 9 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen / Gestaltung der Gebäude (§ 9 Abs. 4 BauGB und Art. 81 BayBO)
	9.1 Für das Sondergebiet werden nachfolgende Bestimmungen getroffen.
	9.2 Es sind nur flach geneigte Dächer zulässig. Für untergeordnete Bauteile sind auch anderen Dachneigungen und -formen zulässig. Bezüglich Solarenergieanlagen gilt die BayBO, siehe Art. 57 Abs. 1 Ziffer 3 und Abs. 2 Ziffer 9.
	9.3 Bauliche Gestaltung: Haupt- und Nebengebäude sind als gestalterische Einheit auszubilden. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der verwendeten Materialien sowie der Farbgestaltung mit zurückhaltender naturnaher Farbgebung (grau, grün, braun). Bei der Außengestaltung sind Außenwände nur mit gebrochenem weißen, reseda-grünem oder erdfarbenem, nicht reflektierenden Anstrich in gedämpfter Farbgebung zulässig. Grelle Farbtöne (außer Weiß) sind unzulässig. Desgleichen sind Bauten bzw. Bauteile aus Holz oder in Holzfarben erlaubt.
	Die Dacheindeckung hat mit braun-rotem oder anthrazitfarben, nicht reflektierendem Bedachungsmaterial zu erfolgen. Solaranlagen sind flächig und parallel zur Dachfläche mit maximal 0,20 m Abstand zu gestalten.
	9.4 An der zur OAL 3 gewandten Seite beträgt der Dachüberstand bei Pultdächern mindestens 2 m, an den anderen Seiten und bei Satteldächern mindestens 0,60 m.
	9.5 Pflanzbeete vor Gebäuden zur Fassadenbegrünung sind zulässig.
	9.6 Oberirdische Versorgungsleitungen für Strom, Telekom u. dgl. sind nicht zulässig.
	9.7 Auf stärker geneigten Dächern sind Maßnahmen zur Vermeidung von Dachlawinen allseitig vorzunehmen.

	§ 10 Einfriedungen / Freiflächengestaltung / Oberflächenwasser
	10.1 Die Höhe der Einfriedungen wird auf maximal 2,10 m begrenzt; der Zaun ist aus Maschendraht oder Stabgitter herzustellen. Türen und Tore sind in Material und Bauart auf das Zaunbild abzustimmen. Stacheldraht ist nicht zulässig. Die Zäune müssen mindestens abschnittsweise einen Abstand von geringstenfalls 15 cm Bodenabstand für Kleintiere einhalten.
	10.2 Veränderungen der Geländeoberfläche sind nur insoweit, als dies für die im VEP dargestellten Vorhaben erforderlich ist. Im Übrigen sind Geländeveränderungen nur in dem Maße zulässig, als dies für die Herstellung einer möglichst ebenen Betriebsfläche oder zur Angleichung an das Niveau der Hinterkante Straße notwendig ist. An den Seitenrändern des Betriebsgrundstücks entstehenden Böschungen sind 1 m vor der seitlichen Grundstücksgrenze zum Nachbarn hin auf das natürliche Gelände zu bringen.
	10.3 Das Dachflächenwasser des Hauptgebäudes ist aufzufangen und nach Möglichkeit zur Brauchwassernutzung bereitzustellen.

	§ 11 Abstandsflächen
	11.1 Es gelten die Bestimmungen der BayBO (Art. 6) analog zu Gewerbe- und Industriegebieten mit 0,2 H.

	§ 12 Immissionsschutz
	12.1 Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche ein Emissionskontingent LEK nach DIN 45691:2006-12 entsprechend nachfolgender Tabelle aufweisen:
	Tabelle: Emissionskontingente LEK nach DIN 45691:
	Die festgesetzten Emissionskontingente gelten für Immissionsorte außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans. Ein Vorhaben, dem eine ganze Teilfläche i zuzuordnen ist, erfüllt die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans, wenn der nach DIN ISO 9613-2 zum Zeitpunkt der Genehmigung berechnete Beurteilungspegel Lr,j der vom Vorhaben ausgehenden Geräusche an allen maßgeblichen Immissionsorten j die Bedingung
	Lr,j <= LEK,i – Δ Li,j (dB(A))
	erfüllt. Die Berechnung von Δ Li,j erfolgt nach DIN 45691, Abschnitt 4.5. Mit Vorlage des jeweiligen Bauantrags ist unaufgefordert ein Nachweis vorzulegen, aus dem die Einhaltung der o. a. Anforderungen hervorgeht.

	§ 13 Werbeanlagen
	13.1 Werbeanlagen dürfen durch Größe und Gestaltung nicht aufdringlich wirken und das Orts- und Landschaftsbild nicht stören, siehe § 33 StVO. Auffallende Leuchtfarben dürfen nur untergeordnet Verwendung finden und grundsätzlich nicht auf den Verkehr der B 16 gerichtet sein.
	13.2 Werbeanlagen wie z.B. Schriftzüge an den Gebäuden dürfen jeweils max. 1,30 m hoch sein – Ausnahme Logos. Logos sind auf dem Dach nicht zulässig.
	13.3 Nachtbeleuchtung der Werbeanlagen (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) ist nicht erlaubt. Die Beleuchtung von Gebäuden ist auf das Notwendige zu reduzieren, da sie den Zielen der Energieeinsparung und eines harmonischen Ortsbildes zuwiderläuft sowie die nächtliche Fauna beeinträchtigen kann.

	§ 14 Hinweise und Empfehlungen
	14.1 Landwirtschaftliche Emissionen Die von der Landwirtschaft ausgehenden meist kurzfristigen Geruchs- und Lärmimmissionen sind ortsüblich und trotz einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung unvermeidbar und müssen deshalb nach § 906 BGB hingenommen werden. Die bei der Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Grünlandflächen entstehenden Beeinträchtigungen in Form von Lärm, Staub und Geruch sowie insbesondere der ordnungsgemäßen Ausbringung von organischem Dünger, der Weideviehhaltung und der Futterernte sind unvermeidlich und müssen geduldet werden.
	14.2 Immissionsschutz Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens und auch bei der Planung eines Vorhabens, das vom Genehmigungsverfahren freigestellt ist, ist die Einhaltung der festgelegten Emissionskontingente durch Vorlage einer schalltechnischen Untersuchung gemäß Abschnitt 5 der DIN 45691, Dezember 2006, nachzuweisen. Ausgenommen davon sind offensichtlich geräuscharme Nutzungen wie Bürogebäude, Wohngebäude etc. Die DIN-Norm 45691 vom Dezember 2006 ist im Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, erschienen. Sie ist beim Deutschen Patent- und Markenamt archivmäßig gesichert hinterlegt. Die im Bebauungsplan festgesetzten Emissionskontingente dienen dazu, die schalltechnische Verträglichkeit der gewerblichen Nutzungen mit den umliegenden schutzbedürftigen Nutzungen zu gewährleisten. Sie stellen jedoch den Betrieb nicht davon frei - insbesondere bei Immissionsorten auf den benachbarten Grundstücken - die Anforderungen der TA Lärm 1998 (Immissionsrichtwerte tags/nachts) einzuhalten. Die festgesetzten Emissionskontingente für die Nachtzeit bedeuten, dass in der Regel nachts im Freien nicht gearbeitet werden darf (z.B. Lkw-Ladearbeiten). Durch eine geeignete Stellung der Baukörper kann eine Abschirmung gegenüber den schutzbedürftigen Nutzungen sichergestellt werden, so dass in geringem Umfang nächtliche Aktivitäten im Freien möglich sein werden.
	14.3 Verkehrslärm Es können aufgrund des Verkehrslärms der angrenzenden Bundesstraße B 16 keine Leistungen gegenüber der Bauverwaltung geltend gemacht werden.
	14.4 Denkmalpflege Bei der Auffindung frühgeschichtlicher Funde sind die Erdarbeiten einzustellen und das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, Außenstelle Schwaben der Abteilung Vor- und Frühgeschichte, Klosterberg 8, 86672 Thierhaupten oder die Untere Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt Ostallgäu unverzüglich zu verständigen. Es wird auf Art 8 Abs. 1-2 BayDSchG hingewiesen.
	14.5 Oberboden Bei den notwendigen Erdarbeiten ist der Sicherung des Oberbodens besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Gemäß § 202 BauGB ist der Oberboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.
	14.6 Bodenschutz Der Anteil der Bodenversiegelung soll auf das Notwendige begrenzt werden. Die ausgewiesenen Grünflächen sollen begrünt werden. Der Oberboden muss gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung geschützt werden, siehe auch DIN 18915 „Bodenarbeiten für vegetationstechnische Zwecke“, DIN 18320 „Grundsätze des Landschaftsbaues“ und DIN 18300 „Erdarbeiten“. Die Geländeoberfläche ist weitestgehend zu erhalten.
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